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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 32. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, und von gering beſoldeten Staats 
beamten, ©. 293. — Geſetz, betreffend die Waarenhausſteuer, S. 294. — Geſetz, betreffend die 
Gewährung von Qwifdentredit bei Rentengutsgründungen, S. 300. — Verfügung des Juſtiz⸗ 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts 
Gladenbach, S. 301. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs 
für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Solingen, Opladen, Elberfeld und Mettmann, 
S. 302. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs, 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 302. 


(Nr. 10220.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 9. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
GE 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von fünf Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 (Geſetz-Samml! 
S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt ſind, 
und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


§. 2. 

Zur Bereitſtellung der im $. 1 gedachten fünf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Gefeß - Samml. S. 1197) 
und des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. Auguſt 1900. 
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Dem Landtag iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, den 9. Juli 1900. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10221.) Geſetz, betreffend die Waarenhausſteuer. Vom 18. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen re. 
verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der 
Inſel Helgoland, was folgt: a i 


8 

Wer das ſtehende Gewerbe des Klein- (Detail-) Handels mit mehr als einer 
der im $. 6 dieſes Geſetzes unterſchiedenen Waarengruppen betreibt, unterliegt, 
wenn der Jahresumſatz in dieſen Gruppen — einſchließlich desjenigen der in 
Preußen belegenen Zweigniederlaſſungen, Filialen, Verkaufsſtätten — 400000 Mark 
überſteigt, der nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu entrichtenden, den Gemeinden 
zufließenden Waarenhausſteuer. 

Ob der Kleinhandel im offenen Laden, Waarenhaus, Lager und dergleichen 
oder als Verſandtgeſchäft, auf oder ohne vorgängige Beſtellung betrieben wird, 
macht für die Beſteuerung keinen Unterſchied. 

Erſtreckt ſich der Kleinhandelsbetrieb über mehrere Orte, fo tritt die Steuer⸗ 
pflicht nur inſoweit ein, als ſeine Verkaufsſtätten in einem und demſelben Orte 
oder unmittelbar benachbarten Orten mehr als eine der im $. 6 unterſchiedenen 
Waarengruppen führen. 

Vereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Korporationen, welche nach $. 5 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 der Gewerbeſteuer nicht unterworfen 
ſind, unterliegen auch der Waarenhausſteuer nicht. Dasſelbe gilt von den auf 
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Grund des F. 3 des gedachten Geſetzes beziehungsweiſe $. 28 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 von der Gewerbeſteuer befreiten Betrieben. 


F. 2. 
Die Waarenhausſteuer beträgt vorbehaltlich der Beſtimmung im $. 5 bei 
einem Jahresumſatze von 


mehr als bis Steuerſatz 
400 000 Mark 450 000 Mark 4000 Mark 
450 000 = 500000 = 5500 = 
500 000 = 550000 - 7500 = 
550000 = 600000 = 8500 - 
600 000 = 650 000 = 9500 = 
650 000 = 700 000 = 10500 - 
700000 = 750 000 = 1 5090 
750000 - 800 000 = 12500 - 
800 000 „ 850 000 = 13500 
850 000 = 900 000 = 15 000 = 
900 000 „ 950 000 = 16500 = 
950000 = 1000 000 = 18000 = 
1000000 = 1100000 = 20000 = 
1100 000 = 1200000 - 22 000 


und fo fort für jede 100000 Mark mehr 2000 Mark Steuer mehr. 


§. 3. 

Unterhält ein Unternehmen der im F. 1 bezeichneten Art, welches feinen 
Sitz außerhalb Preußens hat, in Preußen eine oder mehrere Verkaufsſtätten 
(Zweigniederlaſſungen, Filialen u. ſ. w.), ſo unterliegt jede dieſer Verkaufsſtätten 
ohne Rückſicht auf die Höhe des Umſatzes einer Waarenhausſteuer von zwei vom 
Hundert ihres Jahresumſatzes. ö 

Der geringſte Steuerſatz beträgt 200 Mark bei einem jährlichen Umſatze 
von 10000 Mark oder weniger. Die Steuerſätze ſteigen um je 200 Mark für 
je 10 000 Mark des Jahresumſatzes. 

Die Heranziehung nach Abſ. 1 und 2 unterbleibt, wenn der Unternehmer 
vor eingetretener Rechtskraft der Veranlagung nachweiſt, daß der Geſammtumſatz 
des ganzen Unternehmens 400 000 Mark nicht überſteigt. Ingleichen ſind, wenn 
der Geſammtumſatz mehr als 400 000 Mark, aber nachgewieſenermaßen nicht 
mehr als 1000 000 Mark beträgt, die inländiſchen Verkaufsſtätten nur mit dem 
ihrem Antheil an dem Geſammtumſatz entſprechenden, auf die nächſte durch 10 
theilbare Zahl von Mark abzurundenden Theilbetrage desjenigen Steuerſatzes zu 
veranlagen, welcher nach §. 2 auf das Geſammtunternehmen zu veranlagen ſein 
würde, wenn ſich ſeine ſämmtlichen Betriebsſtätten in Preußen befänden. 
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H. 4. 

Für die Steuerveranlagung maßgebend iſt der Umſatz des bei der Vor: 
nahme derſelben abgelaufenen Jahres. Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein 
Jahr lang, ſo iſt der Umſatz nach dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden 
Anhalte zu ſchätzen. Während des Steuerjahrs eintretende Aenderungen ſind erſt 
bei der Beſteuerung für das folgende Jahr zu berückſichtigen. 


Neos 
Würde die nach §. 2 berechnete Waarenhausſteuer eines Steuerpflichtigen 
nachweislich 20 Prozent des nach dem Geſetze vom 24. Juni 1891 für das be⸗ 
treffende Steuerjahr gewerbeſteuerpflichtigen Ertrags ſeines der Waarenhausſteuer 
unterliegenden Unternehmens überſteigen, ſo iſt ſie auf ſeinen Antrag auf dieſen 
Betrag, keinesfalls aber weiter als bis auf die Hälfte des nach F. 2 ſich er⸗ 


gebenden Steuerſatzes, herabzuſetzen. Der Antrag iſt entweder bei Abgabe dev 


Steuererklärung (F. 9) oder im Wege der geſetzlichen Rechtsmittel (F. 13) an 
zubringen. 

Auf Konfumvereine und Konſumanſtalten „welche nach §. 1 Abſ. 4 ſteuer⸗ 
pflichtig find, ingleichen auf die im $. 3 bezeichneten Unternehmen findet dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung. 


§. 6. 
Die nach §. 1 zu unterfcheidenden Waarengruppen find: 
A. Material- und Kolonialwaaren, Eß- und Trinkwaaren und Genuß⸗ 
mittel, Taback und Tabackfabrikate (auch Rauchutenſilien), Apotheker⸗ 
waaren, Farbwaaren, Droguen und Parfümerien; 


B. Garne und Zwirne, Poſamentierwaaren „Schnitt-, Manufaktur: und. 


Modewaaren, gewebte, geſtrickte, gewalkte und geſtickte Waaren, 
Bekleidungsgegenſtände (Konfektion, Pelzwaaren) Wäſche jeder Art, 
Betten und Möbel jeder Art, Vorhänge, Teppiche, Möbelſtoffe und die 
zu deren Verarbeitung dienende Anfertigung von Zimmerdekorationen j 

Haus-, Küchen- und Gartengeräthſchaften „Oefen, Glas-, Porzellan-, 
Steingut⸗ und Thonwaaren, Möbel jeder Art und die dazu dienenden 
Möbelſtoffe, Vorhänge und Teppiche; 

D. Gold-, Silber- und fonftige Juwelierwaaren, Kunft-, Luxus, Galanterie⸗ 
waaren, Papp- und Papierwaaren, Bücher und Muſikalien, Waffen, 
Fahrräder, Fahr-, Reit- und Jagdutenſilien, ſonſtige Sportartikel, 
Nähmaſchinen, Spielwaaren, optiſche, phyſikaliſche, mediziniſche und 
muſikaliſche Inſtrumente und Apparate. 

Waaren, welche zu keiner der im erſten Abſatz unterſchiedenen Gruppen 

gehören, werden als beſondere Waarengruppe nicht gezählt. 

Solche Waaren, die vermöge ihrer Beſchaffenheit oder Beſtimmung ſowohl 
der einen wie der andern jener Gruppen zugerechnet werden können, werden nur 
einmal gezählt, und zwar, wenn auch andere zu denſelben Gruppen gehörige 
Waaren geführt werden, bei derjenigen, der dieſe Waaren angehören. 
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Ingleichen wird, wenn ſich der Handel mit Waaren der einen Gruppe 
nach Herkommen und Gebrauch auch auf Waaren anderer Gruppen erſtreckt, 
welche mit erſteren zugleich feilgeboten zu werden pflegen — wie bei Handlungen 
mit Eiſen⸗ und Stahlwaaren, Gummiwaaren und dergleichen —, nur Handel 
mit einer Waarengruppe angenommen. 

Wie eine Waare nach Maßgabe der in den vorſtehenden vier Abſätzen 
niedergelegten Grundſätze zu klaſſiftziren iſt, wird im Zweifelsfalle von dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe oder der von ihm beſtimmten Behörde mit 
bindender Kraft feſtgeſtellt. 

Maßgebend iſt die zur Zeit der Veranlagung geführte Zahl von Waaren- 
gruppen. 


Ves 

Durch die Zerlegung eines Waarenhausbetriebs in mehrere geſonderte, 
ſelbſtändige Betriebe werden dieſe Betriebe von der Entrichtung der Steuer nach 
Maßgabe des Geſammtumſatzes nicht befreit, wenn die begleitenden Umſtände 
erkennen laſſen, daß die Zerlegung in mehrere Betriebe behufs Verdeckung des 
Waarenhausbetriebs ſtattfindet. 

Der hiernach auf die Geſammtheit der Betriebe einheitlich veranlagte Steuer⸗ 
fag iſt unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen im $. 38 des Ge— 
werbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 beziehungsweiſe im $. 32 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 in die auf die einzelnen Betriebe entfallenden 
Theilbeträge zu zerlegen. 


§. 8. 

Die Veranlagung der Waarenhausſteuer erfolgt für jedes Steuerjahr im 
Anſchluß an diejenige der allgemeinen Gewerbeſteuer nach dem Geſetze vom 
24. Juni 1891 (Gejeg-Gamml. S. 203) für alle Gewerbeſteuerklaſſen durch 
den örtlich zuſtändigen Steuerausſchuß der Gewerbeſteuerklaſſe I. Der Finanz⸗ 
miniſter kann anordnen, daß demſelben zu dieſem Zwecke zwei weitere Mitglieder 
hinzutreten, von denen das eine von dem Finanzminiſter zu ernennen, das andere 
nach Maßgabe des §. 10 des Gewerbeſteuergeſetzes zu wählen iſt. 


§. 9. 

Jeder bereits zur Waarenhausſteuer veranlagte Gewerbetreibende ift auf 
die jährlich durch öffentliche Bekanntmachung ergehende Aufforderung des Vor 
ſitenden des nach F. 8 zuſtändigen Steuerausſchuſſes verpflichtet, die Höhe ſeines 
ſteuerpflichtigen Jahresumſatzes anzugeben. Dieſe Erklärungen ſind innerhalb der 
auf mindeſtens 14 Tage zu bemeſſenden Friſt nach den vom Finanzminiſter vor⸗ 
geſchriebenen, foftenlos zu verabfolgenden Formularen bei dem im erſten Satze 
bezeichneten Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes ſchriftlich oder zu Protokoll unter 
der Verſicherung abzugeben, daß die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
gemacht ſind. 
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Andere Gewerbetreibende ſind zur Abgabe einer ſolchen Erklärung ver⸗ 
pflichtet, ſobald eine beſondere Aufforderung des im bf. 1 bezeichneten Vor⸗ 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes an ſie ergeht. 

Die Erklärungen (Abſ. 1 und 2) find geheim aufzubewahren. 

Der F. 56 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 findet auf dieſe 
Erklärungen ſinngemäße Anwendung. 


§. 10. 

Bei der Veranlagung darf von den Angaben in der Erklärung (§. 9) nur 
abgewichen werden, nachdem dem betreffenden Steuerpflichtigen Gelegenheit mit 
mindeſtens vierzehntägiger Friſt zur Aeußerung über die obwaltenden Bedenken 
gegeben worden iſt. 

Zum Zwecke der Prüfung der Erklärung iſt der Steuerpflichtige auf Be⸗ 
ſchluß des Steuerausſchuſſes auch verpflichtet, ſeine Geſchäftsbücher vorzulegen. 


l 
Wer die ihm nach §. 9 obliegende Erklärung nicht innerhalb der vor 
geſchriebenen Friſt abgiebt oder den auf Grund der Vorſchrift §. 10 an ihn 
gerichteten Aufforderungen nicht Folge leiſtet, verliert die geſetzlichen Rechtsmittel 
gegen ſeine Veranlagung zur Waarenhausſteuer für das betreffende Steuerjahr, 
infofern nicht Umſtände dargethan werden, welche die Verſäumniß entſchuldbar 
machen. 
§. 12. . 
Gewerbetreibende, welche im Laufe des Steuerjahrs den Kleinhandel mit 
mehr als einer der im F. 6 unterſchiedenen Waarengruppen anfangen oder auf 
mehr als eine dieſer Waarengruppen ausdehnen, oder eine nach §. 3 der Waaren⸗ 
hausſteuer unterliegende Verkaufsſtelle in Preußen errichten, haben hiervon, wenn 
nicht nach den Verhältniſſen des Betriebs von vornherein ausgeſchloſſen iſt, daß 
der Geſammtumſatz die waarenhausſteuerpflichtige Höhe erreicht, der von dem 
Finanzminiſter zu beſtimmenden Behörde vorher oder gleichzeitig Anzeige zu machen. 
Die im Laufe eines Steuerjahrs erfolgende Beſchränkung des Kleinhandels 
eines zur Waarenhausſteuer veranlagten Betriebs auf nur eine der im $. 6 unter⸗ 
ſchiedenen Waarengruppen oder auf Waaren, welche keiner derſelben angehören, 
ändert an der veranlagten Waarenhausſteuer nichts. 


§. 13. 

Soweit in dem Vorſtehenden nicht ein Anderes beſtimmt iſt, finden auf 
die Waarenhausſteuer hinſichtlich der Veranlagung, der Rechtsmittel, der Zer- 
legung der Steuerſätze, der Zu- und Abgänge, der Abmeldungen, der Befugniſſe 
der Steuerausſchüſſe und ihrer Vorſitzenden, der den Gewerbetreibenden und ihren 
Vertretern obliegenden Verpflichtung zur Auskunftsertheilung, der Nachbeſteuerung, 
der Ausfälle, des Erlaſſes und der Ermäßigung veranlagter Steuerbeträge ſowie 
der Oberaufſicht die für die Gewerbeſteuerklaſſe I geltenden Vorſchriften $$. 17 
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bis 21, 25, 26, 27 Abſ. 2, 3, $$. 30 bis 38, 42 bis 53, 58, 76 bis 78 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Gefeg-Gamml. S. 203) ſowie 
H. 9, 10 Abſ. 2, F. 11 Abſ. 1, 2, F. 14 Abſ. 1, 2, F. 15 Abſ. 1 des Geſetzes 
wegen Aufhebung direkter Stagatsſteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗Samml. 
S. 119) ſinngemäße Anwendung. 

Die in den $$. 54 und 56 des Gewerbeſteuergeſetzes den Gewerbetreibenden 
und ihren Vertretern auferlegte Verpflichtung zur Auskunftsertheilung erſtreckt 
ſich fortan für alle Gewerbetreibenden, welche den Kleinhandel betreiben, auch auf 
die Angabe, mit welchen Waarengattungen dies geſchieht. 

Die Strafbeſtimmungen in den §§. 70 und 71 Nr. 1 des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes ſind auch auf die durch das gegenwärtige Geſetz den Gewerbetreibenden 
und ihren Vertretern auferlegte Verpflichtung zur Anmeldung und zur Abgabe 
von Erklärungen entſprechend anzuwenden. Ingleichen finden die $$. 71 Nr. 2, 
72 und 73 a. a. O. bei der Waarenhausſteuer ſinngemäße Anwendung. 


$. 14. 

Die Veranlagung zur allgemeinen Gewerbeſteuer nach dem Geſetze vom 
24. Juni 1891 und zu beſondern auf Grund des $. 28 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 eingeführten Gewerbeſteuern wird durch die Waaren⸗ 
hausſteuer nicht berührt. Die empfangsberechtigte Gemeinde hat aber die Waaren⸗ 
hausſteuer nur ſoweit zu erheben, als fie die von ihr nach §. 29 oder §. 30 des 
Kommunalabgabengeſetzes von dem der Waarenhausſteuer unterliegenden Betrieb 
erhobene Gewerbeſteuer überſteigt. Erſtreckt ſich die Gewerbeſteuerveranlagung 
auf mehrere Betriebe, die nicht ſämmtlich der Waarenhausſteuer unterliegen, ſo 
iſt der auf die waarenhausſteuerpflichtigen Betriebe entfallende Theilbetrag der 
Gewerbeſteuer unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften im $. 38 des Gee 
werbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 und F. 32 des Kommunalabgabengeſetzes 
feſtzuſtellen. 

f Die Waarenhausſteuer iſt von den Gemeinden (Gutsbezirken) in viertel- 
jährlichen Beträgen zu erheben. Die Beſtimmung des FK. 40 und §. 41 des Gee 
werbeſteuergeſetzes findet auch auf die Waarenhausſteuer Anwendung. 

Das Aufkommen an Waarenhausſteuer iſt von den Gemeinden, ſoweit 
dieſelben zur Deckung ihrer Ausgaben von den nach den Vorſchriften des Ge- 
werbeſteuergeſetzes in den Steuerklaſſen III und IV veranlagten Gewerbetreibenden 
Prozente der vom Staate veranlagten Gewerbeſteuer oder eine beſondere Gewerbe— 
ſteuer erheben, zur Erleichterung der von dieſen Steuerklaſſen zu erhebenden 
Prozente beziehungsweiſe Steuer, anderenfalls zur Beſtreitung von Gemeinde⸗ 
bedürfniſſen vorzugsweiſe im Intereſſe der kleineren Gewerbetreibenden zu ver⸗ 
wenden. Eine Anrechnung der Waarenhausſteuer auf den nach den $$. 54 bis 57 


des Kommunalabgabengeſetzes durch beſondere Gemeindegewerbeſteuern oder Pro⸗ 


zente der vom Staate veranlagten Gewerbeſteuer aufzubringenden Theil des 
Steuerbedarfs findet nicht ſtatt. 


Ser OU 


Die Gutsbezirke haben die erhobenen Beträge an Waarenhausſteuer am 
Schluſſe eines jeden Vierteljahrs an die Kreiskommunalkaſſe abzuführen. Die 
Kreiſe haben dieſe Beträge vorzugsweiſe im Intereſſe der kleineren Gewerbe⸗ 
treibenden zu verwenden. 

. f 

Die Waarenhausſteuer wird zum erſten Male für das Rechnungsjahr 1901 
erhoben. 

Die bei Veröffentlichung dieſes Geſetzes bereits beſtehenden Waarenhäuſer 
haben die Steuer für das Rechnungsjahr 1901 nur zur Hälfte zu entrichten. 


§. 16. 
Der Finanzminiſter, der Miniſter des Innern und der Miniſter für 
Handel und Gewerbe ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Trondhjem, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 18. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. 
Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Jr. 10222.) Geſetz, betreffend die Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsgründungen. 
Vom 12. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen re. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: 
gt 


Soweit für die Errichtung von Rentengütern die Vermittelung der General 

kommiſſion eintritt, kann der zur Abſtoßung der Schulden und Laſten der auf 
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zutheilenden oder abzutrennenden Grundſtücke und zur erſtmaligen Beſetzung der 
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Rentengüter mit den nothwendigen Wohn- und Wirthſchaftsgebäuden erforderlich“ f 


Zwiſchenkredit aus den Beſtänden des Reſervefonds der Rentenbanken gewährt 
werden. 8 
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Dem Fonds darf hierfür ein Betrag bis zu zehn Millionen Mark ent 
nommen werden. i 
$. 2. 
Ueber die Verwendung des Zwiſchenkredits iſt dem Landtag alljährlich 
Rechnung zu legen. 5 
3 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord M. NY. „Hohenzollern“, Bergen, den 12. Juli 1900. 


(2. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10223.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Gladenbach. Vom 25. Juli 1900. 


Auf Grund des §. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 481) und des Artikel 5 der Verordnung, betreffend das Grund— 
buchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in 
das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Gladenbach gehörigen Gemeinde— 

bezirke Bellnhauſen und Gladenbach 

am 1. September 1900 beginnen ſoll. 

Berlin, den 25. Juli 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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(Nr. 10224.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Solingen, Opladen, Elberfeld und 
Mettmann. Vom 28. Juli 1900. 


Auf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Swangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechtes vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) und des Artikels 5 der Ver⸗ 
ordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz⸗ 
Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An— 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im $. 48 jenes Geſetzes vor 
geſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die im Bezirke des Amtsgerichts Solingen belegenen Bergwerke Kohl 
furth I, Ringeltaube, York, Hohenſtaufen, Joſephus, Brigitta, Michel, 
Perpetua, Leopold, Desdemona ſowie für das in den Bezirken der 
Amtsgerichte Solingen und Opladen belegene Bergwerk Othello, für 
das in den Bezirken der Amtsgerichte Solingen und Elberfeld belegene 
Bergwerk Solingen V, für das in den Bezirken der Amtsgerichte 
Solingen und Mettmann belegene Bergwerk Iſidor, für welche Berg: 
werke die Grundbuchanlegung von dein Amtsgerichte Solingen bee 
wirkt wird, 
am 1. September 1900 beginnen ſoll. 


Berlin, den 28. Juli 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Februar 1900, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Neuhaus a. Oſte zur Entziehung 
und zur dauernden Beſchränkung des zum Ausbaue der Landſtraße von 
Geversdorf nach Oberndorf in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 12 S. 121, 
ausgegeben am 23. März 1900, 
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2. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1900, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zu den Verordnungen über das ritterſchaftliche Kredit— 
inſtitut des Fürſtenthums Lüneburg, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Hildesheim Nr. 28 S. 201, ausgegeben am 13. Juli 1900 
Gu vergl. die Bekanntmachung Nr. 5 S. 258); 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Juni 1900, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Irſch im Kreiſe Saarburg zum 
Erwerbe des zur Regulirung des Büſterbachs erforderlichen Grundeigen- 
thums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 29 
S. 285, ausgegeben am 20. Juli 1900. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


